
Bericht OBM: Unterzeichnung des ICAN-Städteappells - #ICANSave meine Stadt - 

I. Hintergrund 

ICAN Deutschland e.V. ist der deutsche Zweig der International Campaign to Abolish 
Nuclear Weapons (ICAN) und damit Mitglied eines globalen Bündnisses von über 450 
Organisationen in 100 Ländern. Dieses internationale Bündnis wurde 2017 mit dem 
Friedensnobelpreis ausgezeichnet. 

Die deutsche Sektion ist seit 2014 ein eingetragener, gemeinnütziger Verein und laut 
Satzung der Völkerverständigung und dem Einsatz für die Ächtung von Atomwaffen, für 
Abrüstung und Frieden verpflichtet. Bis zum Juli 2017 hat sie den Prozess zum UN-Vertrag 
für ein Atomwaffenverbot begleitet. Nun mobilisiert sie weiterhin für die Unterzeichnung, 
Ratifikation und Anerkennung dieses Vertrages als Instrument zur Ächtung und Abschaffung 
von Atomwaffen. Darüber hinaus kämpft sie für den Abzug der in Deutschland stationierten 
US-Atombomben. 

Als junger Akteur in der deutschen friedenspolitischen Community engagiert sie sich für eine 
Welt, in der die Menschen Konflikte gewaltfrei und in Achtung der menschlichen Würde 
bearbeiten. Gemeinsam mit anderen Organisationen führt sie Kampagnen und politische 
Bildungsarbeit durch. Sie organisiert Trainingscamps für junge, politisch engagierte 
Menschen und tritt in politischen Dialog mit Regierung, Parlament und Medien. 

II. Der Atomwaffenverbotsvertrag der Vereinten Nationen 

Am 20. September 2017 hat die Generalversammlung der Vereinten Nationen (VN) den 
Vertrag zum Verbot von Atomwaffen (Treaty on the Prohibition of Nuclear Weapons, 
Atomwaffenverbotsvertrag) feierlich zur Unterschrift ausgelegt. Der Vertrag ist das Resultat 
einer neuen internationalen Bewegung, die sich für eine atomwaffenfreie Welt (sog. Global 
Zero) stark macht. 122 Staaten unterzeichneten den Vertrag. 

Am 20. September 2017 legte die UNO-Generalversammlung den Vertrag zur Unterschrift 
vor. Mit Stand April 2019 haben 70 Staaten unterzeichnet, 22 Staaten den Vertrag ratifiziert. 
Deutschland war den Verhandlungen über den Atomwaffenverbotsvertrag ferngeblieben und 
hat diesen bisher nicht unterzeichnet. Die Bundesrepublik gehört zu den fünf europäischen 
NATO-Mitgliedern, die sich an der praktischen Teilhabe beteiligen und Territorien, Personal 
und Trägersysteme zur Verfügung stellen. 

Die Bevölkerung befürwortet den Abzug der Atomwaffen aus Deutschland seit Jahren. Nach 
einer YouGov-Umfrage41, durchgeführt in den NATO-Ländern, in denen US-Atomwaffen 
lagern, zeigt sich in allen Staaten eine deutliche Mehrheit für ein Verbot und den Abzug der 
Waffen. In Deutschland sprachen sich wiederholt mindestens siebzig Prozent der Befragten 
sowohl für den Beitritt zum Atomwaffenverbot als auch für den Abzug der Atomwaffen aus 
Büchel aus. 

II. Die Kampagne - #ICANSave meine Stadt - 

International ruft ICAN Städte dazu auf, den Vertrag zum Verbot von Atomwaffen zu 
unterstützen. Große Städte in Nordamerika, Europa und Australien haben den Appell schon 
unterzeichnet, der wie folgt lautet: 

“Unsere Stadt/unsere Gemeinde ist zutiefst besorgt über die immense Bedrohung, die 
Atomwaffen für Städte und Gemeinden auf der ganzen Welt darstellt. Wir sind fest 
überzeugt, dass unsere Einwohner und Einwohnerinnen das Recht auf ein Leben frei von 
dieser Bedrohung haben. Jeder Einsatz von Atomwaffen, ob vorsätzlich oder versehentlich, 
würde katastrophale, weitreichende und langanhaltende Folgen für Mensch und Umwelt 

                                                           
1 https://yougov.de/news/2015/10/01/bevolkerung-will-keine-us-atomwaffen-deutschland/ 



nach sich ziehen. Daher begrüßen wir den von den Vereinten Nationen verabschiedeten 
Vertrag zum Verbot von Atomwaffen 2017 und fordern die Bundesregierung zu deren Beitritt 
auf.“ 

In Deutschland haben seit Februar 2019 folgende Städte unterzeichnet: Mainz, Wiesbaden, 
Marburg, Köln, Potsdam, München, Göttingen, Reinheim, Dortmund, Bremen und Schwerin. 

 

III. Warum sollte sich Nürnberg dem Appell anschließen? 

Atomwaffen stellen eine besondere Bedrohung für Städte dar. Sie sind im Ernstfall die 
primären Ziele eines atomaren Angriffs. Damit sind Städte direkt betroffen und sollten sich 
deshalb in die Diskussion zu dieser Frage einmischen. Atomwaffen sind konzipiert, um 
Menschen und Infrastruktur gigantischen Schaden zuzufügen. Die sogenannte nukleare 
Abschreckung basiert auf der Drohung, die wichtigsten Orte eines Landes anzugreifen. 

Alle Atomwaffenstaaten und ihre Bündnispartner nehmen diese Bedrohung im Kauf und 
sehen den Einsatz mit Atomwaffen als legitime Verteidigungsstrategie. Damit setzen diese 
Staaten ihre Bürger und Bürgerinnen der Vernichtungsgefahr aus. Städte tragen eine 
besondere Verantwortung für den Schutz ihrer Bewohnerinnen und Bewohner. Aus diesem 
Grund ist es wichtig, dass sie sich gegen Atomwaffen aussprechen. 

Das Engagement von Städten ist wichtig, um Druck auf die Bundesregierung auszuüben, 
damit diese auf den Willen der Bevölkerung achtet. Wenn Städte die Regierung dazu 
auffordern, dem Vertrag zum Verbot von Atomwaffen beizutreten, ist dies eine spürbare 
Mahnung, dass die hier in Deutschland lebende Menschen Massenvernichtungswaffen 
ablehnen. Die Bundesregierung ignoriert diese Sicht bisher. 

Ein neues Bündnis von Städten weltweit stärkt die Stimmen der Menschen überall und setzt 
alle Regierungen dieser Welt unter Druck, jegliche Beteiligung an der atomaren 
Abschreckung und jegliche Verstrickung in Atombombengeschäften zu unterlassen. 

Nürnberg ist seit dem Jahr 2004 Mitglied der internationalen Organisation „Mayors for Peace 
(Bürgermeister*innen für den Frieden)“. Deshalb ist eine Unterzeichnung des ICAN-
Städteappells nur konsequent. 

 


